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Die Zahl der Rechtsberater

ist groß. Unsere Marktüber-

sicht hilft Ihnen, den Rich-

tigen zu finden: 195 Kanzleien

mit Spezialisierung im Immo-

bilienrecht stellen sich mit

detaillierten Profilen vor.

Unsere Titelgeschichte zeigt,

welche Normen und gesetz-

lichen Anpassungen Sie trotz

Krise und Krieg nicht aus

den Augen verlieren dürfen.

Gemeint sind z.B. das

Lieferkettengesetz und das

Gesetz zur Modernisierung

des Personengesellschafts-

rechts (MoPeG). Dem Dauer-

thema Datenschutz haben

wir einen eigenen Beitrag ge-

widmet. Das Fazit: Ignorieren

hilft nicht. Mit wem Sie es bei

den anwaltlichen Immobilien-

teams zu tun haben und was

diese können oder auch nicht

können, das verraten wir

Ihnen in einem Artikel über

das Kanzleipersonal. Ein

Interview mit einem Urge-

stein des Immobilienrechts

vervollständigt diesen Weg-

weiser für Immobilienprofis.
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Rechtsanwältin
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von Kapellmann
und Partner
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Baurecht. Ungeklärte Nachtragsforderungen
berechtigen einen Auftragnehmer nicht
dazu, die Arbeiten auf der Baustelle
einzustellen.

OLG Stuttgart, Urteil vom 17. August 2021,
Az. 10 U 423/20

Bei Streit um Mehrvergütung muss
weitergearbeitet werden
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DER FALL

Ein Auftraggeber beauftragte ein Unter-
nehmen im Zuge des Umbaus einer Stadt-
halle mit Innenputzarbeiten. Während
der Baumaßnahme kam es zum Streit
über Mehrvergütung. In einer Nachtrags-
verhandlung machte der Geschäftsführer
der Firma klar, dass er die Baustelle räu-
men werde, wenn der Auftraggeber die
Nachträge nicht bestätige. Das tat der Auf-
traggeber nicht und verlangte, dass die

Arbeiten fortgesetzt werden. Er wies auch
auf die Dringlichkeit der Folgearbeiten
hin. DasUnternehmen stellte die Arbeiten
nun vollständig ein. Daraufhin kündigte
der Auftraggeber das Vertragsverhältnis,
ohne zuvor eine Frist mit Androhung der
Auftragsentziehung gesetzt zu haben. Der
Unternehmer hält die Kündigung für
unwirksam und verlangt Vergütung auch
für nicht erbrachte Leistungen.
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DIE FOLGEN

Die Kündigung ist wirksam, entschied das
OLG. Eine Nichtzulassungsbeschwerde
wies der BGH zurück (Az. VII ZR 826/21).
Die Einstellung der Bauarbeiten zumZeit-
punkt der fristlosen Kündigung bewertet
das OLG als Extremfall der unzureichen-
den Ausstattung einer Baustelle mit
Arbeitskräften. In einem solchen Fall setzt
eine wirksame fristlose Kündigung zwar
grundsätzlich eine Kündigungsandro-
hung voraus, diese ist hier jedochentbehr-

lich. Obwohl er von der Dringlichkeit der
Arbeiten wusste, hat der Geschäftsführer
angekündigt, die Baustelle zu räumen,
wenn die Nachträge nicht bestätigt wür-
den. Daher war es ausgeschlossen, dass
eine Fristsetzung noch zur Wiederauf-
nahme geführt hätte. Auch eine Fristset-
zung mit Kündigungsandrohung wäre
bloße „Förmelei“ gewesen. Dem steht
auch die Kooperationsverpflichtung bei-
der Parteien nicht entgegen.
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WAS IST ZU TUN?

Ein Auftragnehmer darf nur in begründe-
ten Ausnahmefällen wegen Nachtrags-
streitigkeiten die Arbeiten einstellen und
ein Leistungsverweigerungsrecht aus-
üben, etwa wenn die jeweiligen Voraus-
setzungen im Falle eines Zahlungsverzugs
oder der pflichtwidrigen Nichtstellung
einer Sicherheit vorliegen oder wenn sich
der Auftraggeber endgültig weigert,
berechtigte Nachtragsforderungen zu
prüfen. In der Regel ist der Auftragnehmer
jedoch gehalten, trotz streitiger Mehrver-
gütungsansprüche und offener Nach-

tragsforderungen seine Nachtragsleistun-
gen auszuführen und die Vergütungsan-
sprüche im Nachhinein einzuklagen.
Andernfalls riskiert er eine außerordentli-
che Kündigung des Vertrags durch den
Auftraggeber, für deren Folgeschäden er
im Falle einer unberechtigten Leistungs-
verweigerung einstehen muss. Da ihm
dies teuer zu stehen kommenkann, ist von
einer derartigen Eskalation abzuraten,
wenn die Leistungsverweigerung nicht
sicher rechtlich untermauert werden
kann. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Sebastian Wies

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Belastende
Nebenbestimmungen in einer
Baugenehmigung können auch dann
erfolgreich angefochten werden, wenn die
Baugenehmigung für sich genommen
rechtswidrig ist.

BVerwG, Beschluss vom 29. März 2022,
Az. 4 C 4/20

BVerwG erleichtert Anfechtung
von Nebenbestimmungen
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DER FALL

Der 8. Senat des BVerwG hatte mit Urteil
vom6.November 2019 (Az. 8C 14/18) ent-
schieden, dass eine isoliert angefochtene
Nebenbestimmung trotz ihrer Rechtswid-
rigkeit nur dann aufgehoben werden
kann, wenn der verbleibende Verwal-
tungsakt, etwa eine Baugenehmigung, für
sich genommen rechtmäßig ist. Das hatte
zur Folge, dass eine rechtswidrige Neben-
bestimmung nur dann erfolgreich ange-
fochten werden konnte, wenn der verblei-

bende Verwaltungsakt unter jedem recht-
lichenGesichtspunkt rechtmäßigwar. Der
4. Senat des BVerwG wollte in einem
anderenVerfahren – es ging umdie Befris-
tung einer Baugenehmigung – von dieser
Rechtsprechung des 8. Senats abweichen
und stellte deswegen eine sogenannte
Anfrage (§ 11 Abs. 3 VwGO). Auf diese
Anfrage hin hält der 8. Senat nicht länger
an seiner Rechtsprechung fest (Beschluss
vom 12. Oktober 2022, Az. 8 AV 1/22).
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DIE FOLGEN

Um eine belastende Nebenbestimmung
erfolgreich anfechten zu können, ist es
nach wie vor erforderlich, dass erstens die
Nebenbestimmung rechtswidrig ist und
zweitens der verbleibende Verwaltungs-
akt sinnvoller- und rechtmäßigerweise
bestehen bleiben kann. Maßgeblich für
die zweite Voraussetzung ist, ob zwischen
der angefochtenen Nebenbestimmung
und dem eigentlichen Inhalt des Verwal-
tungsakts „ein Zusammenhang besteht,
der die isolierte Aufhebung ausschließt“.
Ein solcher ausschließender Zusammen-
hang ist dann anzunehmen, wenn der
Verwaltungsakt gerade ohne die belas-

tende Nebenbestimmung rechtswidrig
wäre bzw. nicht erteilt werden dürfte. Mit
anderen Worten stellt sich dabei die
Frage, ob der Wegfall der Nebenbestim-
mung ursächlich für die Rechtswidrigkeit
des verbleibenden Verwaltungsakts ist.
Dagegen kommt es nun nichtmehr darauf
an, ob der verbleibende Verwaltungsakt,
über den Zusammenhang mit der Neben-
bestimmung hinaus, in jeder Hinsicht,
also auch aus sonstigen rechtlichen Grün-
den, rechtmäßig ist oder ob ein Anspruch
auf seinen Erlass – ohne Nebenbestim-
mung – besteht.
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WAS IST ZU TUN?

Die Beschlüsse des Bundesverwaltungs-
gerichts eröffnen für Bauherren, die sich
belastenden Nebenbestimmungen in
Baugenehmigungen ausgesetzt sehen,
neue Rechtsschutzmöglichkeiten. Denn
eine erfolgreiche isolierte Anfechtung von
Nebenbestimmungen war bislang nur
ganz eingeschränkt möglich. Gleichwohl

ist es ratsam, vor Erhebung einer Anfech-
tungsklage gegen eine Nebenbestimmung
im Einzelnen zu prüfen, inwieweit ein
Zusammenhang zwischen der Nebenbe-
stimmung und dem Inhalt des Verwal-
tungsakts besteht, der die isolierte
Anfechtbarkeit möglicherweise dennoch
ausschließt. (redigiert von Anja Hall)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Bei der schenkungsteuerlichen
Bewertung einer mittelbaren
Grundstücksschenkung ist der
Vergleichswert anzusetzen. Es kann aber
auch der Kaufpreis zugrunde gelegt werden.

BFH, Urteil vom 24. August 2022,
Az. II R 14/20

Ohne Vergleichswert richtet sich
die Steuer nach dem Preis
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DER FALL

Der Kläger schenkte seiner Tochter in bar
den Kaufpreis von 920.000 Euro zum
Erwerb eines Grundstücks, eine soge-
nannte mittelbare Grundstücksschen-
kung. Für die Schenkungsteuererklärung
wurde auf Basis des Sachwertverfahrens
ein Grundstückswert von 518.000 Euro
erklärt. Aufgrund des vorrangig anzuwen-
denden Vergleichswertverfahrens legte

das Finanzamt aber den Kaufpreis
zugrunde, da der örtliche Gutachter-
ausschuss hierfür keine Vergleichswerte
veröffentlichte. Der Kläger legte nach
erfolglosem Einspruch Klage beim
Finanzgericht ein, da beimFehlen offiziel-
ler Vergleichswerte das nachrangig anzu-
wendende Sachwertverfahren maßge-
bend sei. Das FG wies die Klage ab.
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DIE FOLGEN

Auch der BFH wies die Revision des Klä-
gers zurück: Der tatsächlich gezahlte
Kaufpreis kann als Vergleichswert der
Schenkungsteuerbewertung zugrunde
gelegt werden. Zwar verlangt die Regelung
des § 183 Abs. 1 S. 1 BewG die Heranzie-
hung von „Grundstücken“ zur statisti-
schen Ermittlung des Vergleichswerts. Je
mehr das verkaufte Grundstück allerdings
mit dem zu bewertenden Grundstück
übereinstimmt, desto eher ist eine größere
Stichprobe von verkauften Grundstücken

zur Ermittlung eines Vergleichswerts ent-
behrlich. Zwar sind die vom Gutachter-
ausschuss ermittelten Vergleichswerte
vorrangig. Wenn diese aber nicht vorlie-
gen, kann auch der tatsächliche Kaufpreis
verwendet werden. Dieser entspricht
grundsätzlich auch der verfassungsrecht-
lich gebotenen Bewertung mit dem
gemeinen Wert. Ein Rückgriff auf das
nachrangig anzuwendende Sachwertver-
fahren ist dann weder erforderlich noch
geboten.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil beendet im Prinzip das früher
sehr populäre Gestaltungsmodell der mit-
telbaren Grundstücksschenkung. Vorteil
war, dass eine höhere Geldschenkung
zum Grundstückserwerb schenkungsteu-
erlich mit einem deutlich niedrigeren
Wert belegt und somit wesentliche Steu-
erersparnisse erzielt werden konnten.
Nach der Reform des Bewertungsrechts
im Jahr 2009 und der damit verbundenen
stärkeren Orientierung der Grundstücks-
bewertung amgemeinenWert sind bereits
wesentliche Vorteile dieser Gestaltung

verlorengegangen.Wie aus demUrteilsfall
ersichtlich konnte in Einzelfällen – zum
Beispiel über einen günstigeren Sachwert
– immer noch eine Schenkungsteuer-
ersparnis erzielt werden. Auf Basis des
Urteils ist das nun nicht mehr möglich.
Lediglich bei vermieteten Wohnungen, in
denen der 10%-Bewertungsabschlag in An-
spruch genommenwerden kann, dürfte es
durch die mittelbare Grundstücksschen-
kung zukünftig noch Steuerspareffekte
geben. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Die Vereinbarung einer an die
Übergabe anknüpfenden Mietzeit ist – auch
ohne Übergabeprotokoll – bestimmbar und
schriftformkonform, wenn sich die Übergabe
zumindest aus außerhalb der Urkunde
liegenden Umständen ergibt.

OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 15. Juni 2022,
Az. 12 U 86/21

Schriftform kann auch ohne
Übergabeprotokoll gewahrt sein
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DER FALL

Die Parteien streiten über die Laufzeit
eines auf bestimmte Zeit geschlossenen
Gewerberaummietvertrags. Es wurde eine
Festmietzeit von 15 Jahren beginnend ab
dem ersten Kalendertag des Monats ver-
einbart, der auf die Übergabe folgte. Die
Übergabe erfolgte am 28. Oktober 2004
statt wie im Mietvertrag bestimmt am
31. Oktober 2004. Ein Übergabeprotokoll
wurde nicht erstellt, obwohl dies imMiet-

vertrag vorgesehen war. Der Vermieter
kündigte das Mietverhältnis ordentlich
aufgrund eines Schriftformverstoßes
wegen fehlender Bestimmbarkeit der
Mietzeit. Der Mieter begehrte die gericht-
liche Feststellung, dass dasMietverhältnis
nicht aufgrund eines Schriftformverstoßes
kündbar war und fortbesteht. Das Ober-
landesgericht Frankfurt gab dem Mieter
Recht.
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DIE FOLGEN

Die Schriftform des § 550 BGB erfordert,
dass sich die wesentlichen Vertragsbedin-
gungen eines Mietvertrags, insbesondere
die Mietzeit, aus einer von beiden Par-
teien unterzeichneten Urkunde ergeben.
Nach Ansicht des Oberlandesgerichts
Frankfurt ist die Mietzeit im vorliegenden
Fall auch ohne Erstellung einesÜbergabe-
protokolls anhand der Mietvertragsur-
kunde zumindest bestimmbar und damit
formwahrend vereinbart. Ausreichend ist,

dass sich der tatsächliche Übergabetag
aus außerhalb der Mietvertragsurkunde
liegenden Umständen ergibt und auch
ohne Übergabeprotokoll, beispielsweise
durch Heranziehung von Überweisungs-
belegen, bestimmen lässt. Dass die tat-
sächlicheÜbergabedrei Tage früher als im
Mietvertrag vereinbart erfolgte, ist
unschädlich, da dies keinen Einfluss auf
die Mietzeit hatte, die am ersten Tag des
Folgemonats begann.
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WAS IST ZU TUN?

Diemietrechtliche Praxis kämpft beiMiet-
verträgen mit einer festen Mietzeit von
mehr als einem Jahr immer wieder mit
dem Schriftformerfordernis. Ist die
Schriftform nicht eingehalten, ist der
Mietvertrag vor Ablauf der vereinbarten
Festmietzeit mit ordentlicher Kündi-
gungsfrist kündbar. Das Urteil des Ober-
landesgerichts Frankfurt zeigt auch auf,
dass die Frage, ob die wesentlichen Ver-
tragsbedingungen schriftformkonform
festgehalten sind, anhand des jeweiligen
Einzelfalls zu beantworten ist. Vorliegend

hatte die tatsächliche frühere Übergabe
keinen Einfluss auf den Mietbeginn und
war daher auch nicht in einem schriftli-
chenMietnachtrag festzuhalten.Dennoch
sollten aufgrund der Konsequenzen eines
Schriftformmangels und aus Rechtssi-
cherheitsgründen im Zweifel sämtliche
Abreden und Umstände schriftform-
konform dokumentiert werden. Schrift-
formmängel lassen sich durch Abschluss
schriftformkonformer Mietnachträge
heilen. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


